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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Einzelfragen zu sozialen Aspekten im deutschen Vergaberecht 

 

Das deutsche Vergaberecht ist kein einheitliches Rechtssystem, sondern weist eine Zweiteilung 

auf. Auf Basis von Vorgaben des Rechts der Europäischen Union (EU) – insbesondere der EU-
Richtlinie über allgemeine öffentliche Auftragsvergaben, RL 2014/24/EU – richten sich Verfahren 
mit höheren Nettoauftragsvolumina nach dem vierten Teil (§§ 97 bis 184) des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), dem „Kartellvergaberecht“, auf die sich die folgende Dar-
stellung begrenzt. Ansonsten gilt das weniger strenge Haushaltsrecht des Bundes und der Bun-
desländer (Dietlein/Fandrey, Rn. 24ff.). Die Abgrenzung nach Nettoauftragsvolumen ergibt sich 
unmittelbar aus den europarechtlich determinierten „Schwellenwerten“ (vgl. § 106 GWB, in des-
sen Abs. 2 auf mehrere, die öffentliche Auftragsvergabe regulierende EU-Richtlinien in deren je-
weils geltender Fassung verwiesen wird). 

Das Kartellvergaberecht regeln neben den §§ 97 ff. GWB im Detail zahlreiche untergesetzliche 
Rechtsverordnungen: Grundsätzlich, insbesondere für öffentliche Liefer- und Dienstleistungsauf-
träge, gilt die Vergabeverordnung (VgV). Die aktuelle Ausgestaltung des Vergaberechts basiert 
maßgeblich auf der Vergaberechtsreform von 2016 (Vergaberechtsmodernisierungsgesetz – VergR-
ModG), die primär verschiedene EU-Richtlinien in deutsches Recht umgesetzt hat. Seitdem kön-
nen soziale Aspekte bei der Vergabe öffentlicher Aufträge verstärkt berücksichtigt werden. Das 
GWB und die VgV legen für die Vergabe oberhalb der EU-Schwellenwerte den rechtlichen Rah-
men für die Einbeziehung dieser Aspekte auf verschiedenen Stufen des Vergabeverfahrens fest. 
Soziale Aspekte lassen sich etwa bei den Zuschlagskriterien (vgl. §§ 127 Abs. 1 GWB, 58 Abs. 2 
Satz 2 VgV) und den Ausführungsbedingungen (vgl. §§ 128 Abs. 2 GWB, 61 VgV) im Vergabever-
fahren berücksichtigen. 

Nach § 127 Abs. 1 Satz 1 GWB wird der Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. Die-
ses bestimmt sich nach dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis, zu dessen Ermittlung neben dem 
Preis oder den Kosten auch qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte berücksichtigt 
werden können (§ 127 Abs. 1 Satz 3 und 4 GWB). Der im Wesentlichen gleichlautende § 58 
Abs. 2 VgV bestimmt, dass insbesondere etwa die Qualität, einschließlich des technischen Werts, 
Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit der Leistung insbesondere für Menschen mit Behinde-
rungen, ihrer Übereinstimmung mit Anforderungen des „Designs für Alle“, soziale, umweltbezo-
gene und innovative Eigenschaften sowie Vertriebs- und Handelsbedingungen, berücksichtigt 
werden können. Nach § 58 Abs. 2 Satz 3 VgV kann der öffentliche Auftraggeber auch Festpreise 
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oder Festkosten vorgeben, sodass das wirtschaftlichste Angebot ausschließlich nach qualitativen, 
umweltbezogenen oder sozialen Zuschlagskriterien bestimmt wird. 

Darüber hinaus sind durch den für Unternehmen verbindlichen § 128 Abs. 1 GWB viele soziale 
Aspekte abgedeckt. Danach haben Unternehmen bei der Ausführung des öffentlichen Auftrags 
alle für sie geltenden rechtlichen Verpflichtungen einzuhalten. Dazu zählen insbesondere die 
Entrichtung von Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung, die Einhaltung von ar-
beitsschutzrechtlichen Regelungen sowie die Gewährung derjenigen Mindestarbeitsbedingungen, 
die etwa nach dem Mindestlohngesetz oder einem, nach dem Tarifvertragsgesetz für allgemein 
verbindlich erklärten, Tarifvertrag für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden. 
Nach § 128 Abs. 2 GWB können öffentliche Auftraggeber zudem besondere Bedingungen für die 
Ausführung eines Auftrags festlegen, insbesondere können sie wirtschaftliche, innovationsbezo-
gene, umweltbezogene, soziale oder beschäftigungspolitische Belange oder den Schutz der Ver-
traulichkeit von Informationen umfassen, sofern diese mit dem Auftragsgegenstand in Verbin-
dung stehen. Soziale Belange können dabei auch Tariftreueverpflichtungen oder Verpflichtungen 
zur Zahlung tarifvertragsunabhängiger Mindestlöhne sein (vgl. Fehling, Rn. 37f.). 

 

Quellen: 

– Dietlein/Fandrey, in: Byok/Jaeger, Vergaberecht – Vergaberechtliche Vorschriften des GWB, 4. Auflage 2018, Ein-
leitung Rn. 24 ff. 

– Fehling, in: Pünder/Schellenberg, Vergaberecht, 3. Auflage 2019, § 128 GWB. 

– GWB: Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBl. I S. 1214) geändert worden ist, 
abrufbar in englischer Sprache unter: https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gwb/index.html (Stand dieser 
und nachfolgender Internetquellen: 6. Juli 2023). 

– Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auf-
tragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. 2014 L 94 S. 65), aktuelle Fassung in englischer 
Sprache abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02014L0024-20220101. 

– Vergaberechtsmodernisierungsgesetz – VergRModG: Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts vom 17. Feb-
ruar 2016 (BGBl. 2016 I S. 203). 

– VgV: Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1691) geändert worden ist, abrufbar unter: https://www.gesetze-im-internet.de/vgv_2016/. 

 

 

*** 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gwb/index.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:02014L0024-20220101
https://www.gesetze-im-internet.de/vgv_2016/

